
  

  

   
         

    

     
    

      

  

        
       

       
    

     
     

     
      

    
     

    
 

       
       

      
       

    
      

      
  

    
       

   
      

 
 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/22743 

19. Wahlperiode 22.09.2020 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss) 

zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Petra Pau, Dr. Dietmar Bartsch, Dr. André 

Hahn, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 19/16 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der direkten Demokratie im Grundgesetz 

A. Problem 

Dem Grundgesetz wohnt der Gedanke inne, dass der Souverän die Bevölkerung 
ist. Artikel 20 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes bestimmt „Alle Staatsgewalt 
geht vom Volke aus“. Trotzdem beschränkt sich die Ausübung der Staatsgewalt 
auf das Wahlrecht. Die Bevölkerung als Souverän ist von den ihre Lebenswirk-
lichkeit betreffenden Entscheidungsprozessen weitgehend entfremdet. Wahlen al-
lein bieten aber keine ausreichende Möglichkeit, nachhaltig und vor allem stetig 
die Politik mitzubestimmen. Die Arbeit und Funktionsweise der Organe der re-
präsentativen Demokratie auf Bundesebene können weite Teile der Bevölkerung 
weder nachvollziehen noch wirksam beeinflussen. Die Einflussmöglichkeiten be-
schränken sich auf zeitaufwändige und anhaltende Beteiligung in Parteien, Bür-
gerinitiativen, im Austausch mit einzelnen Entscheidungsträgerinnen und Ent-
scheidungsträgern oder in der Einreichung von Petitionen. 

Die Demokratie ist aber kein „fertiger“ Zustand; Demokratie muss Tag für Tag 
von Bürgerinnen und Bürgern gelebt werden, sie muss aber auch gelebt werden 
können: auf allen Ebenen und in allen Bereichen, auf der kommunalen, nationa-
len, europäischen und internationalen Ebene. Es ist und bleibt Aufgabe der Poli-
tik, Betroffenen den Weg zu einer stärkeren Beteiligung zu eröffnen. Die Bürge-
rinnen und Bürger treten mittels direkter Einflussnahme auf politische Entschei-
dungen aus der sogenannten Zuschauerrolle heraus. Sie direkt an den sie betref-
fenden Entscheidungen mitwirken zu lassen stärkt das zivilgesellschaftliche En-
gagement und stützt Entscheidungen auf einen breiteren gesellschaftlichen Kon-
sens. Das belebt die Demokratie und wirkt der zunehmenden Politikverdrossen-
heit entgegen. Die Erfahrungen mit Volksinitiativen, Volksbegehren und Volks-
entscheiden in den Bundesländern zeigen, dass ein großes Interesse an direkter 
Einflussnahme auf politische Entscheidungsprozesse besteht. Breite gesellschaft-
liche Debatten, Politisierung und Austausch sind die Folge. 
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Die parlamentarisch repräsentative Demokratie ist daher durch direkt demokrati-
sche Elemente zu ergänzen. Damit aber der Bevölkerung in ihrer Vielfalt Ein-
flussnahme ermöglicht wird, ist der Kreis der Wahlberechtigten auf alle Men-
schen die in Deutschland leben, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft, sowie 
auf Jugendliche zu erweitern. 

Die plebiszitäre Gesetzgebung muss die Grundrechte und Grundprinzipien des 
Grundgesetzes sowie das Europa- und Völkerrecht genauso achten wie die parla-
mentarische und unterliegt der Kontrolle durch das Bundesverfassungsgericht. 

B. Lösung 

Ablehnung des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE.
bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Annahme des Gesetzentwurfs. 

D. Kosten 

Keine. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/16 abzulehnen. 

Berlin, den 16. September 2020 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat 

Andrea Lindholz 
Vorsitzende 

Philipp Amthor 
Berichterstatter 

Helge Lindh 
Berichterstatter 

Jochen Haug 
Berichterstatter 

Manuel Höferlin 
Berichterstatter 

Petra Pau 
Berichterstatterin 

Canan Bayram 
Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Philipp Amthor, Helge Lindh, Jochen Haug, Manuel 
Höferlin, Petra Pau und Canan Bayram 

I. Überweisung 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 19/16 wurde in der 39. Sitzung des Deutschen Bundestages am 14. Juni 2018 
an den Ausschuss für Inneres und Heimat federführend sowie an den Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung, den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, den Ausschuss für Kultur und Medien und 
den Ausschuss Digitale Agenda zur Mitberatung überwiesen. 

II. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung hat in seiner 38. Sitzung am 17. Septem-
ber 2020 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 19/16 empfohlen. 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat in seiner 104. Sitzung am 16. September 2020 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei 
Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 
19/16 empfohlen. 

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat in seiner 54. Sitzung am 16. September 2020 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthal-
tung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/16 emp-
fohlen. 

Der Ausschuss Digitale Agenda hat in seiner 60. Sitzung am 16. September 2020 mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 19/16 empfohlen. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat in seiner 37. Sitzung am 23. Februar 2019 mit den Stimmen der Frak-
tionen FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen CDU/CSU und 
SPD bei Stimmenthaltung der Fraktion der AfD beschlossen, zu dem Gesetzentwurf auf Drucksache 19/16 eine 
öffentliche Anhörung durchzuführen. Die öffentliche Anhörung, an der sich sechs Sachverständige beteiligt ha-
ben, hat der Ausschuss für Inneres und Heimat in seiner 44. Sitzung am 18. März 2019 durchgeführt. Hinsichtlich 
des Ergebnisses der Anhörung wird auf das Protokoll der 44. Sitzung verwiesen (19/44). 

Der Ausschuss für Inneres und Heimat hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/16 in seiner 99. Sitzung am 
16. September 2020 abschließend beraten und empfiehlt die Ablehnung des Gesetzentwurfs mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE bei Stimmenthaltung 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
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Berlin, den 16. September 2020 

Philipp Amthor Helge Lindh Jochen Haug 
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter 

Manuel Höferlin Petra Pau Canan Bayram 
Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatterin 
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